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„Jedes einzelne Menschen -
leben schützen“
Ethische Herausforderungen in der Corona-Pandemie

Forschung & Lehre: Weltweit werden
Menschen von einer potenziell tödlich
verlaufenden Krankheit bedroht. Um
die Gefahren abzuwehren, wird tief in
das private und öffentliche Leben ein-
gegriffen. Darf dem Schutz des Lebens
so Vieles untergeordnet werden?

Florian Steger: Es ist schon erschüt-
ternd, wie hoch die Todeszahlen vor al-
lem in den letzten drei Monaten gewe-
sen sind. Die Euphorie, dass in so kur-
zer Zeit Impfstoffe entwickelt wurden
und dass es Maßnahmen gibt, die die
Inzidenzen sinken lassen, darf nicht
darüber hinwegtäuschen, dass SARS-
CoV-2 ein ernstzunehmendes Virus ist,

das in vielen Fällen zum Tod führt. Die
Frage, ob all das, was uns derzeit zuge-
mutet wird, zu rechtfertigen ist, muss
vor diesem Hintergrund gestellt wer-
den.

F&L: Die Corona-Krise führt zu zahl-
reichen Abwägungsfragen. Wo liegen
aus ethischer Sicht die größten Heraus-
forderungen?

Florian Steger: Dass ich als Bürger des
21. Jahrhunderts einmal in einer solchen
Bedrohungssituation leben werde, hätte
ich mir selbst gar nicht vorstellen kön-
nen. Wahrscheinlich geht es sehr vielen
Menschen so. Wir haben uns in einer
geschützten Situation bewegt mit einem
ausgezeichneten Gesundheitssystem, ei-
nem sehr guten Bildungssystem, einer
blühenden Wirtschaft und sind plötzlich
durch ein Virus in eine Weltgefähr-
dungslage geraten. Das ist das erste, das
uns bewusst sein muss. 

Derzeit befinden wir uns in einer
hoch komplexen Situation, in der Politi-
kerinnen und Politiker, die dazu demo-
kratisch legitimiert sind, Entscheidungen
über einschneidende Maßnahmen tref-
fen müssen. Dafür muss zu allererst klar
sein, dass unsere Grundrechte nicht zur
Disposition stehen. Als Zivilgesellschaft
haben wir Grundrechte, die immer ge-
währt werden müssen. Sie sind immer
grundsätzlich da. Wer Grundrechte auf-
gibt, verändert den Staat.

Zugleich ist es unsere Aufgabe als
Demokraten, jedes einzelne Menschen-
leben zu wahren und zu schützen.
Wenn für diesen Schutz ein individuel-
les Recht für eine bestimmte Zeit aus-
gesetzt werden soll, sind Rechtfertigun-

gen notwendig. Momentan besteht ein
höheres Gut darin, eine große Popula-
tion zu schützen. Denn wenn die Aus-
breitung des Virus nicht eingedämmt
wird, entsteht ein exponentielles Wachs-
tum, das alle gefährdet. Deshalb werden
gewisse Freiheiten eingeschränkt. Aber
diese sind jeden Tag und jede Stunde
rechtfertigungsbedürftig. Das darf nie
vergessen werden.

Bei sinkenden Inzidenzen und stei-
genden Impfraten müsste darüber nach-
gedacht werden, ob die einschneidenden
Maßnahmen noch verhältnismäßig sind.
Müssen nicht die Freiheitsrechte wieder
stärker in den Vordergrund treten?
Müssen wir nicht die Kinder wieder in
die Schule lassen, mehr Versammlungen
erlauben, die Gottesdienste öffnen, da-
mit die Religion ausgeübt werden kann?
Das ist ein ewiger Aushandlungsprozess,
denn es besteht die dringende Notwen-
digkeit der Rechtfertigung. Und das
Aushandeln ist deshalb so schwierig,
weil es das, was wir eigentlich brauchen,
nämlich empirische Evidenz, weitgehend
nicht gibt. Bringt die Impfung tatsächlich
Sicherheit, wird der Geimpfte zukünftig
nicht mehr gefährdet sein und gefährdet
er auch keine anderen mehr? Dieses ge-
sicherte Wissen haben wir nicht. Die
epistemische Unsicherheit macht es so
schwer, wissenschaftliche Empfehlungen
darüber auszusprechen, wie wir uns
verhalten sollen. Wenn wir uns wissen-
schaftlich eben nicht sicher sind, sind
letztlich politische Entscheidungen not-
wendig. Denn es wird sich momentan
auf der bestehenden Datenbasis keine
Entscheidung so begründen lassen, dass
das wissenschaftliche Argument allein
reicht. Es muss eine politische Entschei-
dung her, die auch wieder revidiert wer-
den darf. Es sind dann keine Fehler, die
ständig gemacht werden, sondern es ist
einfach der Prozess, der nun mal so ist.

                      |  I M  G E S P R Ä C H  |  Sind die Einschränkungen in der Corona-
Pandemie gerechtfertigt? Fragen an einen Medizinethiker über den Aushand-
lungsprozess zum Schutz des Lebens.

Professor Dr. Florian Steger ist Direktor des
Instituts für Geschichte, Theorie und Ethik
der Medizin der Universität Ulm sowie Vor-
sitzender der Ethikkommission der Universi-
tät Ulm und der Kommission „Verantwor-
tung in der Wissenschaft“ Universität Ulm.



F&L: Ein großes Problem dabei ist, dass
sich das Virus so schnell ausbreitet und
auch noch mutiert. Viele Entscheidun-
gen müssen in Echtzeit getroffen wer-
den. Ist ein kluges ethisches Abwägen
dann überhaupt möglich?

Florian Steger: Wir sollten schon zu je-
dem Zeitpunkt in der Lage sein, ethisch
zu begründen, zu rechtfertigen und ab-
zuwägen. Es gehört zur ethischen Ex-
pertise dazu, dass hic et nunc eine
Empfehlung abgegeben werden kann.
Es ist zu unterstreichen, dass wir ein
unglaubliches Tempo haben, in dem
Entscheidungen getroffen und Innova-
tionen umgesetzt werden müssen. Dass
da nicht alles perfekt ist, liegt auf der
Hand. Es muss immer wieder von Neu-
em abgewogen werden: Was ist von
Vorteil für den Einzelnen, für die Ge-
meinschaft, für die Population; worin
bestehen die Risiken für den Einzelnen
und die Risiken für die Gemeinschaft? 

Manchen Ad-hoc-Empfehlungen
merkt man an, dass sie auch wanken

können. Es ist immer ein Spagat: Was
will ich wissenschaftlich gut gerechtfer-
tigt vortragen und was ist tatsächlich
eine politische Handlung, die sich da-
raus ableiten lässt. Kann man aktuell
wirklich sagen, derjenige, der geimpft
ist, darf mehr? Nein, kann man nicht,
weil wir gar nicht wissen, ob er ge-
schützt ist und ob er nicht andere ge-
fährdet. Deshalb darf er das nicht.
Kann man eine Ausnahme machen in
Pflege- und Altenheimen und die Be-
suchs- und Kontaktbeschränkungen für
geimpfte Bewohner aufheben? Aus
Gründen der Barmherzigkeit: ja. Aus
Gründen des Einfühlens in ältere Men-
schen und ihre Lebenskontexte: ja. Ist
es wirklich ungefährlich? Nein, ist es
nicht. Dass der Deutsche Ethikrat sich
in seiner Ad-hoc-Empfehlung „Beson-
dere Regeln für Geimpfte“ dafür ausge-
sprochen hat, für geimpfte Bewohner
von Pflegeheimen oder Hospizen die
Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen
aufzuheben, ist insofern diskussions-
würdig. Ich kann das als Mensch gut

verstehen, ich kann auch nachvollzie-
hen, warum man eine solche Empfeh-
lung ausspricht. Was aber ist die wis-
senschaftliche Basis einer solchen Ent-
scheidung? Da kommen wir an eine
Grenze. Ich denke schon, dass es mög-
lich ist, hier Argumente anzuführen
und Rechtfertigungen vorzutragen.

Die Ethik sollte eine Stimme haben
und auch gehört werden. Sie darf sich
jedoch nicht verführen lassen, politi-
sches Sprachrohr zu sein.

F&L: Quarantäne und Besuchsverbote
in Krankenhäusern und Pflegeheimen
können zu sozialer Isolation führen.
Zuwendung und Fürsorge der Kranken
sind eingeschränkt, sterbende Menschen
können nicht begleitet werden. Bleibt
hier die Würde des Menschen auf der
Strecke?

Florian Steger: Wir müssen alles tun,
damit das nicht passiert. Wir müssen
Sorge dafür tragen, dass wir nicht
Mensch gegen Mensch aufrechnen, wir
müssen Sorge dafür tragen, dass wir
Nähe soweit wie möglich zulassen. Es
wäre sehr wünschenswert, wenn ich ei-
nem Menschen in einem Seniorenheim
Nähe, Kontakt und auch Zeit widmen
kann. Aber ich muss auch abwägen,
welches Gefahrenpotenzial sich ergibt.
Die Sicherheit steht hier im Vorder-
grund. Deshalb ist es so wichtig, nach
Möglichkeiten zu suchen und über Mo-
delle nachzudenken, wie trotz allem
Kontakte ermöglicht werden können,
zum Beispiel per Videochat, hinter
Glasscheiben und inzwischen vermehrt
durch Schnelltests. Insbesondere geht
es auch bei der Sterbebegleitung und
der Bestattung um die Würde des Men-
schen, die in Gefahr ist. Wie können
wir Abschied nehmen, wer darf sich
verabschieden? Individuelle Bedürfnisse
sind wichtig und müssen ernstgenom-
men werden. Aber das Individualwohl
steht auch hier wieder in Konkurrenz
zum öffentlichen Wohl, zur Gesundheit
der Population, die nicht in eine desa-
ströse Lage geraten darf. Um beides
muss gerungen werden.

F&L: Müssen wir auch über den Tod
neu nachdenken? 

Florian Steger: Es ist sicherlich ein tra-
gischer, aber richtiger Moment, dass
wir wieder mehr über Sterben und Tod
ins Gespräch kommen. Wir müssen uns
die Tatsache wieder bewusster machen,
dass wir Menschen nur für eine gewisse
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Zeit hier auf Erden sind. Zu unserem
Menschsein gehört es, Abschied zu
nehmen und von dieser Erde wieder
wegzugehen. Das vergessen wir sicher-
lich im Alltag. Sich mit dem Tod ausei-
nanderzusetzen sollte nicht nur in Spe-
zialzirkeln oder nach 22 Uhr geschehen.
Das gehört in die Schulen und Univer-
sitäten. Das gehört aber auch ins
Wohnzimmer und vielleicht sogar an
den Abendbrottisch. Das Bundesverfas-
sungsgericht sagt, wir haben
ein Recht auf selbstbestimmtes
Sterben, und zwar weil es ein
Teil unseres Lebens ist. Wir
haben ein Recht auf selbstbe-
stimmte Entscheidungen wäh-
rend des Lebens und da gehört eben
das Sterben auch dazu. Wenn wir die
fürchterlichen Bilder in den Medien
von Containern mit Toten, Plastikpla-
nen mit toten Menschen und nicht be-
statteten Leichen undiskutiert stehen
lassen, dann macht es auch etwas mit
uns Menschen.

F&L: Besonders augenfällig wird der
Tod in den Momenten, in denen medi-
zinische Geräte knapp werden und ent-
schieden werden muss, wer bekommt
den Intensivpflegeplatz, wer wird beat-
met. Wie können Triage-Entscheidun-
gen verantwortlich getroffen werden?

Florian Steger: Ich finde es richtig und
gut, dass wir über die Triage öffentlich
reden. Ich finde es wichtig, denn uns
Menschen muss klar sein, dass die Res-
sourcen selbst in einem ausdif-
ferenzierten und hervorragen-
den Gesundheitssystem wie in
Deutschland begrenzt sind. Es
geht keineswegs allein um das
Bett an sich. Wir haben keinen
Bettennotstand, sondern wir
haben einen Pflege- und Ärztenotstand
in Bezug auf die Intensivversorgung.
Die Triage ist eine der schwierigsten
Aufgaben, die ein Arzt oder eine Ärztin
letztlich verantworten muss. Es gibt da-
zu sehr klare Kriterien, die die Deutsche
Interdisziplinäre Vereinigung für Inten-
siv- und Notfallmedizin (DIVI) in Ab-
stimmung mit der Akademie für Ethik
in der Medizin verabschiedet hat. Diese
DIVI-Kriterien sind nachvollziehbar
und klar. Ganz zentral ist, was der Pa-
tient oder die Patientin möchte und
was momentan klinisch das Beste für
diesen Menschen ist, um den es geht.
Nicht auf lange Sicht, sondern jetzt.
Was hat der Eine jetzt davon und was
hat der Andere jetzt davon? Wer hat

die beste klinische Erfolgsaussicht im
Moment der Intensivversorgung. Das
sind harte Kriterien, und es gibt noch
viele Details, die man in dieser Situation
anwenden kann. Natürlich wünscht
sich keiner, solch eine Entscheidung
treffen zu müssen. 

Bei allem Verständnis für die Triage-
Diskussion dürfen wir jedoch andere
Auswirkungen auf das Gesundheitssys-
tem durch die Pandemie nicht überse-

hen, insbesondere die Folgen für die
medizinische Regelversorgung, die viel-
fach nicht stattgefunden hat. Die Men-
schen haben Angst, in die Ambulanzen
zu gehen. Sie gehen nicht zu ihrer Che-
motherapie, sie gehen nicht zur Be-
strahlung. Sie kommen zum Beispiel
bei Herzbeschwerden erst später in die
Notaufnahme. Menschen mit psy-
chischen Störungen erhalten keine adä-
quate Versorgung. Es herrscht die
Angst vor, sich eine Infektion einzufan-
gen. Darüber müsste viel mehr gespro-
chen werden. Alle haben das gleiche
Recht auf Gesundheitsversorgung. Und
das ist durch die Pandemie in Gefahr. 

F&L: Eine Frage der Priorisierung ist
aktuell die Verteilung der Impfstoffe so-
wohl unter der Bevölkerung als auch
unter den Ländern weltweit. Welche

Maßstäbe sollten für eine möglichst ge-
rechte Verteilung gelten?

Florian Steger: Die Ständige Impfkom-
mission (STIKO) hat zumindest für
Deutschland Kriterien gefunden, wie
Impfstoffe angemessen verteilt werden
können. Diese Kriterien sind transpa-
rent, sie sind nachvollziehbar, sie sind,
soweit es Daten gibt, auch wissen-
schaftlich begründbar. Ein kritischer
Punkt ist zum Beispiel, ob diejenigen,
die schon eine Infektion hinter sich ha-
ben, noch geimpft werden oder nicht.
Hier scheiden sich die Geister. Nun
kann man natürlich sagen, solange der
Impfstoff noch knapp ist, sollten sie
nicht geimpft werden, da sie noch

einen gewissen Schutz haben. Aber
hier stochern wir ein wenig im Nebel.
Wir können die beste Entscheidung nur
für den aktuellen Moment treffen und
müssen sie immer wieder neu in Frage
stellen. Es gilt auch hier wieder abzu-
wägen: Wer ist am meisten gefährdet,
wem ist aktuell am besten damit gehol-
fen, wer kann noch warten, weil er
nicht so gefährdet ist. Auch Vorerkran-
kungen, das biologische Alter oder der

Ort der Arbeit spielen eine Rolle.
Es ist mehr als nachvollziehbar,
dass diejenigen, die momentan
die Intensivversorgung leisten,
die Pflegekräfte sowie Ärztinnen
und Ärzte, zuerst geimpft werden

müssen.
Wie der Impfstoff innerhalb der eu-

ropäischen Länder zu verteilen ist, das
ist eine politische Frage. Ich bin eini-
germaßen erstaunt darüber, welche Ab-
sprachen nationaler Natur hier getroffen
werden. Da fragt man sich natürlich,
was das über Europa aussagt. Das ist
sicher kritisch zu sehen. Wir haben in
Europa klare Standards über die Euro-
päische Arzneimittel-Agentur (EMA),
die erfüllt sein müssen, damit ein Impf-
stoff zugelassen werden darf. Diese
Standards sollten wir wahren, da
sollten wir nicht Tempo über Sicherheit
stellen.

F&L: Noch schwieriger ist die Frage der
Verteilung der Impfstoffe zwischen ar-
men und reichen Ländern.

Florian Steger: Das ist tat-
sächlich ein tragisches The-
ma. Als prosperierende In-
dustrienation sehen wir im-
mer noch zu, wie unfair der
Zugang zur Gesundheits-
versorgung verteilt ist. Das

ist im Übrigen auch in Europa alles an-
dere als gleichmäßig. Bei vielen Fragen
geht es dabei ums Geld. In Südafrika
sieht man zum Beispiel, dass dort nicht
nur gefährliche Mutationen vorkom-
men, sondern dass weder eine primäre
noch eine präventive Versorgung durch
die Impfung gewährleistet ist. Wir sind
als Weltgemeinschaft sicherlich aufge-
fordert, uns viel stärker zu engagieren.
Wir müssen jetzt alles tun, um Impf-
stoffe national, europäisch und dann
international zur Verfügung zu stellen.
Eine Pandemie darf nicht national-
staatlich gedacht werden. Es muss auch
eine globale Fürsorge geben. 

Die Fragen stellte Ina Lohaus.
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»Eine Pandemie darf nicht national-
staatlich gedacht werden. Es muss auch
eine globale Fürsorge geben.«

»Alle haben das gleiche Recht auf
Gesundheitsversorgung.«




